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l07/J !J.1 fra g e 

der _Abg.nr.. Go red l. e r, Dr. P f e i f e r, Her z eIe und Genossen 

an die Buuacsregierung, 
betreffend Missbrauch von Amts~eheimnissen im Strafverfahren. .. 0 

nie Bestimmung der Strafprozossordnungt dic_öffentliohe Beamte der Zeugen­

pflicht im Strafverfahren dann cnthebt, wenn sie durch ihr:; Vorgesetzten vom 

Amtsgeheimnis niohtentbul1den wurden (§ 151 z.o. 2 StPO.), wird immer häufiger . 

missbrauoht. Vor allem scheint die Entbindung vom Amtsgeheimnis seitens ver .. 

sohieden~r Vorgesetzter dann verweigert worden zu seint~enn sie selbst Gefahr 

laufen, duroh die ..... Zeugensohaft des untergebenen Beamten in ein Strafverfahren: 

verwiokelt zu werden. ~ _ 

Abgesehen davon, dass diese missbräuchliohej..nweniung der betreffenden 

Bestimmung der StPO. eine sohi7ere Behinderung der geriohtlichen"Untersuohun~ 

und Wahrheitsfindung~zur_Folge hat, bedarf auch diese Sostimmung selbst, die_ 

aus eilter Zeit v811ig anaers gearteter Staatsauffo.ssung stammt,_einer d.rin~l1d.en 

tJ'bcrprltfung, in'Wie~ei t sie überhaupt roi t den Grundsätzen eines dClnOkro.t;i.scmn 

Staatsucsens vereinbar und tragbar ist. Die An\7~::1dung-dieser Bestimmung ersem int 

lediglioh dann gerechtfertigt, 'Wenn duroh eine Aussage eines Qf.fentlichen Beam-

ten die Sicherheit des StEloates in Frage gestellt,.uird. M. 

l:)ie unterzeiclmetcn Abgeordneten rio~t.:n daher an die Bundesregierung d.1-

Anfrage,;. 

Ist die Bundcsregierun.~ bereit, die BestilJ.ll1lungen üb.er die Zeugen:pfUc . .lt 

8ff.ent11cher Bcai:ttter im'Strafverfahren im Silll'lO der obensteh~nden Ausführungen 

eiller überprUfung zu unterziehen und vor allem 'U'orkchrungel1 zu treffen. die 

~ino mis$bräuchliche Anuendung die$cr Bestimmung ausschliessen? 
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